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Beſterreichs Sparcaſſen “). 
(Schluß.) ö 


Faſſen wir das Geſagte kurz zuſammen. 

In einem Zeitraume von 53 Jahren ſind in Oeſterreich 211 
Sparcaſſen gegründet worden, 19 bis zum Jahre 1850, 41 von 
1851-1860, 151 endlich von 1861 — 1871. Wir find aber damit 
vorausſichtlich zu keinem Abſchluß gelangt, denn das letzte Quinquen⸗ 
nium allein hat zwei Fünfteln ſämmtlicher Anſtalten (87) das Leben 
gegeben und der Zuwachs iſt auch in den Schlußjahren 1870 und 
1871, obſchon gegen 1869 und zwar wahrſcheinlich durch die Con⸗ 
currenz der Vorſchußcaſſen etwas verlangſamt, doch immer ein ziem- 
lich raſcher geweſen. Es iſt dies eine erfreuliche Thatſache. Denn die 
Zahl von 211 Sparcaſſen kann in einem Gebiete von nahezu 5500 
Quadratmeilen unmöglich genügen. In Dalmatien, Salzburg, Ga— 
lizien. Krain und der Bukowina kommt ja, wie wir berichtigend herz 
vorheben, erſt auf 116— 190 Geviertmeilen eine Sparcaſſe und auch 
in den übrigen Ländern iſt auf dem flachen Lande ein halbwegs aus⸗ 
gebildetes Sparcaſſennetz nicht zu finden, nachdem von ſämmtlichen 
325 Bezirkshauptmannſchaften Oeſterreichs 204 entſprechende Inſtitute 
gar nicht beſitzen Der Einlagenſtand hat im Jahre 1871 allerdings 
die Höhe von 341 Millionen erreicht, denn der vierte Theil der 
Sparcaſſen weiſet ein Intereſſentenguthaben von je über einer Million 
auf (20 ſogar über 3 Millionen) und der kleinen Anſtalten finden 
ſich nur ſehr wenige aus der letzten Gründungsepoche, allein die durch⸗ 
ſchnittliche Höhe der Einlagsconten macht es klar, daß dies nicht die 
Früchte der Sparthätigkeit, im techniſchen Sinne, möchten wir ſagen, 


) Berichtigung. Im erſten Theile des Aufſatzes in der letzten Nummer, ſoll es 
heißen; Spalte 1, Zeile 28: Von 18511860 entitehen einundvierzig Spar⸗ 
caffen; Spalte 2, Zeile 2: eine ſchwache Verringerung derſelben; Spalte 2, Zeile 
10: in Dalmatien, Salgbırg, Galizien, Krain, Bukowina auf 116— 190; Spalte 
4, Zeile Al: mercantile Creditin ſtitute; Spalte 5, Zeile 9: Saldoguthaben und 
zeitliche Anlagen; Spalte 5, Zeile 16: Werthpapiere und Pfän der; Spalte 5 
Zeile 33: bis zum vorhergehenden. 


| find, Nur in Schleſien und Tirol ſteht dieſe Summe ungefähr fo 


niedrig, wie etwa in den deutſchen und ſkandinaviſchen Ländern, denn 
fie beträgt nicht mehr als 170 — 180 fl., ſonſt ſteht fie überall auf 
250 — 450 fl. 

Die öſterreichiſchen Sparcaſſen find vorwiegend Hypothekaran⸗ 
ſtalten, denn gegen 60 pCt. des Verwaltungsvermögens find auf Grund 
und Boden dargeliehen, nur im Küſtenlande und Dalmatien begegnen 
uns mercantile Creditinſtitute oder Monti di pietä. Nach dem Hy⸗ 
pothekargeſchäft folgt der Ankauf von Werthpapieren mit über 16 pCt., 
zunächſt, an dritter Stelle ſtehen die etwas dunkeln Saldoguthaben 
aus laufenden Rechnungen und zeitliche Anlagen mit nahezu 11 pCt. 
Letzterer Poſten iſt nur durch Niederöſterreich. Böhmen und das Küſten⸗ 
land hervorgerufen, im Küſtenlande ſind größere Darlehen an Corpo⸗ 
rationen in dieſe Rubrik aufgenommen, in Böhmen und Niederöſter⸗ 
reich ſind die Anlagen bei anderen Creditinſtituten oder größeren 
Sparcaſſen häufiger als gewöhnlich. Wechſelforderungen und Vor⸗ 
ſchüſſe auf Fauſtpfänder nehmen, abgeſehen von dem Kuͤſtenlande und 
Dalmatien, theilweiſe auch von Kärnten, nur geringe Summen, näm⸗ 
lich durchſchnittlich nicht 4 und 5 pCt. in Anſpruch. Dieſe Art der 
Geldgebarung hat ſich innerhalb eines halben Jahrhunderts als eine 
ſichere bewährt, dafür aber, in Verbindung mit der Widmung von 
Ueberſchüſſen zu wohlthätigen Zwecken, nur geringe Verzinſung ge⸗ 
ſtattet. Der Zinsfuß bewegt ſich ziemlich tief unter dem landesüblichen 
und erfährt noch hie und da durch die Beſtimmungen über die An⸗ 
fangs⸗ und Endtermine der Verzinſung eine Verkürzung, er beträgt 
Ende 1871 faſt durchwegs 5 pCt., in Tirol nur 4 pCt, bei ſiebzehn 
Sparcaſſen 5¼ —6 pCt. 

So viel über die Reſultate der Thätigkeit unſerer Sparcaſſen. 

Wie hat ſich aber dieſem hochwichtigen Zweige des wirthichaft- 
lichen Lebens gegenüber die öſterreichiſche Geſetzgebung verhalten, welche 
Wege ſoll ſie in der nächſten Zeit wandeln? Darüber ſeien uns zum 
Schluſſe noch einige Worte geſtattet. i 

Fünfzehn Jahre hindurch beſchrankte ſich die Regierung darauf, 
die Statuten neu entſtehender Sparcaſſen von Fall zu Fall zu prüfen 
und zu genehmigen; erft 1844 ſchritt fie zu der Veröffentlichung 
eines allgemeinen Regulativs, welches, obwohl vielfach geändert, heute 
noch die Grundlage des öſterreichiſchen Sparcaſſeweſens bildet, denn 
von dieſem abgeſehen wurde nur noch 1855 eine umfaſſende Rege⸗ 
lung dieſes Gebietes verſucht, indem man ein Muſterſtatut für Ge⸗ 
meindeſparcaſſen publicirte, welches 1872 in verbeſſerter Auflage er⸗ 
ſchien, nämlich auch auf Bezirksſparcaſſen berechnet. Nach dieſem Re⸗ 
gulativ find zur Errichtung von Sparcaſſen vorzüglich Vereine von 
Menſchenfreunden berufen, welche einen genügenden Garantiefond ein⸗ 
legen, in zweiter Linie Gemeinden, in j dem Falle aber iſt die ſtaat⸗ 
liche Genehmigung und zwar durch den Kaiſer ſelbſt erforderlich. Das 
Regulativ ſetzt außerdem eine Reihe von Normativbedingungen für die 
Statuten feſt. Für jede Einlage ſowie für jedes Intereſſentenguthaben 
muß ein Maximum ins Auge gefaßt fein, für die Rückzahlungsfriſten, 


Verzinfungs⸗ und Capitalifirungstermine ſollen Beſtimmungen exiſti⸗ 


ren, die Verzinſung hat bei möglichſt geringen Beträgen zu beginnen, 
der Zinsfuß ſich ſtets unter dem landesüblichen zu halten und nach 
der Größe des eingelegten Capitals in fallender Progreſſion abzu⸗ 
ftufen, die Sparcaſſebücher lauten auf beſtimmte Namen, doch iſt je⸗ 
der Inhaber zur Behebung berechtigt, wenn nicht ein Vorbehalt aus⸗ 
gedrückt wurde. Aus alle dem iſt der beabſichtigte Charakter von 
Wohlthätigkeitsanſtalten. welche die Capitalbildung der unbemittelten 
Claſſen befördern ſollen, klar erkennbar. Dieſem entſprechend iſt daher 
auch die Verwendung der geſammelten Gelder geregelt. Völlige Sichere 
heit iſt der maßgebende Geſichtspunkt; deßhalb ſind zunächſt nur 
Realhypotheken gegen pupillariſche Sicherheit und Vorſchüſſe auf öſter⸗ 
reichiſche Staatspapiere fo wie Actien der Nationalbank zuläſſig, je⸗ 
doch auch dieſe nur mit Beſchränkungen, Gebäude müſſen verſichert, 
bei Hypotheken die Mobiliſirung durch halbjährige Aufkündigung und 
Rückzahlung in Raten möglich fein, Vorſchüſſe auf Staatspapiere und 
Bankactien dürfen nur auf ein halbes Jahr und bis zu drei Vierteln 
des börſemäßigen Werthes erfolgen. Den Escompte von inlän⸗ 
diſchen Staatspapieren und näher qualificirten Wechſeln dürfen 
Sparcaſſeſtatuten nur in größeren Handelsplätzen in das Auge 
faſſen, Vorſchüſſe an Gemeinden. Verſatzämter und andere ges 
meinnützige Anſtalten, dann der Ankauf von Staats- und ſtän⸗ 
diſchen Obligationen ſowie von Pfandbriefen können nur mit Geneh⸗ 
migung der bezüglichen Landesſtelle erfolgen. Sparcaſſen und Pfand⸗ 
leihanſtalten dürfen nebeneinander zur gegenſeitigen Unterſtützung be⸗ 
ſtehen, wenn die Berwaltung genau abgeſondert geführt wird; eine 
Vereinigung von Sparcaſſen mit den Theilnehmern gewinnbringen⸗ 
der Unternehmungen iſt nicht geſtattet, wohl aber kann ein Cartell⸗ 
verband von Sparcaſſen unter einander durch die Statuten derſelben 
in der Weiſe hergeſtellt werden, daß kleinere Anſtalten einen Theil 
ihrer Einläͤgsgelder zur Verwendung an größere leiten ſollen. Des 
Weiteren verbreitet ſich das Regulativ über die Verwaltung, den Ein⸗ 
fluß der politiſchen Behörden auf dieſelbe, das Inſtitut des landes⸗ 
fürſtlichen Commiſſärs. Speciell hervorheben wollen wir uur noch, 
daß die Ueberſchüſſe nach Schaffung des nöthigen Reſervefondes mit 
Genehmigung der Hofkanzlei, alſo des Miniſteriums zu wohlthätigen 
oder gemeinnützigen Localzwecken verwendet werden können, welche zu⸗ 
nächſt den Intereſſen der unbemittelten Theilnehmer der Anſtalt ent⸗ 
ſprechen. Nach jeder Richtung iſt ſomit der Charakter von gemein⸗ 
nüßigen, oder noch beſſer von Wohlthätigkeitsauſtalten unter einzehen- 
der öffentlicher Controle gewahrt. 

Eine noch ſtaͤrkere Betonung dieſer öffentlich-rechtlichen Seite 
war nun in der Ausbildung der Geſetzgebung in doppelter Weiſe 
durchführbar, entweder mußte die Staatsaufſicht, wenn dies überhaupt 
möglich ſein konnte, noch eingehender gehandhabt oder die Errichtung 
und Leitung von Sparcaſſen unmittelbar in die Haͤnde öffentlicher 
Organe gelegt werden. Die öſterreichiſche Geſetzgebung näherte ſich in 
den zwei erwähnten Muſterſtatuten ſchüchtern der zweiten Bahn, denn, 
indem man auf Gemeinden und Bezirke einen Druck zur Errichtung 


von Sparcaſſen üben wollte, gedachte man offenbar, den autonomen. 


Organen in der Löſung dieſer Aufgabe den erſten Platz einzuräumen, 
welcher nach dem Regulativ Privaſvereinen zukam. Im Uebrigen find 
die Aenderungen an den Beſtimmungen des Regulativs durchaus nicht 
einſchneidender Natur. In dem Mufterftatut für Gemeinden von 1855 
iſt die Statthalterei als die überwachende und genehmigende Behörde 
bei den einzelnen Acten der Sparcaſſe bezeichnet, nur die Auflöſung 
it an die Bewilligung des Miniſteriums des Innern geknüpft. Die 
Beſtimmungen über die Verzinſungs⸗ und Capitaliſirungstermine find 
präciſer gefaßt (1. und letzter Tag jeden Monates, Ende Juni und 
December jeden Jahres). Bezüglich der Gelderanlage iſt inſoferne eine 
größere Freiheit in Ausſicht genommen, als die belehnbaren Papiere 
vermehrt erſcheinen, und die Höhe der Belehnbarkeit für jede Spar⸗ 
caſſe ſpeciell feſtgeſetzt werden ſoll, aber zu Vorſchüſſen an Gemein⸗ 
den, zum Ankauf von Creditspapieren iſt noch immer die Genehmigung 
der Behörde erforderlich und der Wechſelescompte endlich, ſowie die 
vom Regulativ erwähnten Vorſchüſſe an Verſatzämter und andere ge⸗ 
meinnützige Inſtitute werden gar nicht aufgezählt. Nen iſt die Be⸗ 
fupniß der Sparcaſſen, die verpfäudeten Creditspapiere eventuell ohne 
gerichtliche Dazwiſchenkunft zu veräußern. 

Die Schaffung von Bezirksvertretungen in mehreren öſterreichi⸗ 
ſchen Ländern im Laufe der 60er⸗Jahre mußte es der Regierung na⸗ 
belegen, an die Herbeiziehung derſelben zu dem Sparcaſſeorganismus 
zu denken; denn, ſollten die Sparcaſſen unter unmittelbare Leitung öffent⸗ 
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licher Organe kommen, dann konnten die Gemeinden auf dem flachen 
Lande dies in den ſeltenſten Fällen leiſten, dazu müßten Verbände 
derſelben eintreten und als ſolche boten ſich die neugebildeten Bezirks⸗ 
vertretungen dar. Dieſem Grunde verhankt das Muſterſtatut von 1872 
wenigſtens theilweiſe feine Entſtehung, es ergab ſich dann von ſelbſt, 
gleichzeitig andere Aenderungen vorzunehmen. Zunächſt trat für die 
unter der communalen Autorität gebildeten Sparcaſſen eine leichtere 
Handhabung der dem Staate vorbehaltenen Rechte ein, indem die 
Uebung derſelben bei der Gründung ſolcher Anftalten und bei Statu- 
tenänderungen von dem Miniſterium den Landesſtellen überlaſſen iſt. 
Dagegen hat ſich allerdings eine zweite autonome Genehmigungsinſtanz 
eingeſchoben, die Bezirksvertretung oder der Landesausſchuß. Sodann 
iſt die Abſicht unverkennbar, der Thätigkeit der Sparcaſſen größeren 


Spielraum zu laſſen, dadurch höhere Gewinne und für die Intereſſen⸗ 


ten eine bedeutendere Verzinſung zu erreichen, und ſo mit der Er⸗ 
weiterung des Caſſennetzes auf alle communalen Verbände zugleich 
einen zweiten Motor für die Sparthätigkeit zu verbinden. Bet Realhypo⸗ 
theken iſt die Rückforderung von Darlehen ſofort ſtatthaft, wenn die 
Zinſen ſechs Wochen unberichtigt bleiben, die Schuldner unterwerfen 
ſich dem ordentlichen Gerichtsſtande der Sparcaſſe, tragen alle mit 
der Aufkündigung, Quittirung u. ſ. w. verbundenen Koſten, erfahren 
ſomit indirect eine Erhöhung ihrer Zinsverbindlichkeiten, welche mittel⸗ 
bar den Einlegern der Sparcaſſe zu Gute kommt. Ferners iſt die 
Zahl der belehnbaren und zum Ankauf zugelaſſenen Papiere neuerdings 
namhaft vermehrt, der Escompte in weitem Umfange geſtattet, es kön⸗ 
nen Darlehen nicht nur an Gemeinden, ſondern auch an Bezirke und 
Länder, ſowie an gemeinnützige, auf dem Grundſatze der Gegenſeitig— 
keit beruhende Anſtalten gemacht werden, zur eigenen Sicherung it 
der Ankauf von mit Sparcaſſedarlehen belaſteten Realitäten erlaubt 
und ſchließlich können zur Unterbringung noch immer verfügbarer Gel⸗ 
der auch Darlehen an Vorſchuß⸗ oder Creditvereine mit Solidarbürg⸗ 
ſchaft ſtattfinden Nur zum Ankauf von Realitäten und zu Darleihen 
an auf Wechſelſeitigkeil beruhende Anſtalten bedarf es der Bewilligung 
der politiſchen Landesſtelle. Die Sparcaſſen haben ſomit an Umfang 
wie an Freiheit ihrer Bewegung ſehr gewonnen. Dagegen iſt in dem 
Muſterſtatut auf eine höhere Verzinſung der Einlagen hingewieſen, 
wenn ſie in dasſelbe auch nicht obligatoriſch aufgenommen iſt, inſo⸗ 
ferne, als erſtens nur 50 pCt. des Verwaltungsgewinnes in den Re⸗ 
ſervefond hinterlegt werden müſſen und die anderen 50 gleich anfäng⸗ 
lich den Zinſen der Einlagen unter 500 fl. zugeſchrieben werden kön⸗ 
nen, und zweitens, da eine Verzinſung nach Monaten oder von Werf- 
tag zu Werktag freigeſtellt iſt. 

Dies wäre die letzte Phaſe der öſterreichiſchen Geſetzgebung über 
dieſen Gegenſtand, Zwiſchenſtufen haben wir übergangen, da die zwei 
Muſterſtatute zugleich die Codification der in den vorgehenden Zeit: 
räumen getroffenen Normen ſind. 

Welcher Entwicklung gehen wir aber nun entgegen? 

Wenn wir von dem Projecte der Poſtiparcaſſen abſehen, welches 
die denkbar energiſcheſte Thätigkeit des Staates auf dieſem Gebiete 
darſtellt, ſo kann die Aufgabe der nächſten Zeit unſeres Erachtens nur 
darin beſtehen, auf der beſchrittenen Bahn zu beharren, die elbe aber 
raſcheren Schrittes zu durchmeſſen. Es handelt ſich jetzt darum, mit 
allen Mitteln dahin zu wirken, daß die in dem Muſterſtatut berufenen 
Organe auch wirklich Träger des Sparcaſſeweſens werden und wir 
auf dieſe Weiſe zu einem ausgebreiteten Netz desſelben gelangen. Alle 
Hebel, welche der Regierung zur Verfügung ſtehen, müſſen dazu in 
Bewegung geſetzt werden, denn, wie wir oben nachgewieſen, iſt der 
Mangel der Spargelegenheit, der Sammelſtellen einer der Hauptſchäden 
unſeres Sparcaſſeweſens, und dieſer Mangel kann durch eine kräftige 
Verwaltung verhältnißmäßig raſch behoben werden. An den geſetzlichen 
Grundlagen zu rütteln, dazu ſehen wir in Uebereinſtimmung mit un⸗ 
ſerem Gewährsmann nicht das geringſte Bedürfniß, es hat uns daher 
mit großer Befriedigung erfüllt, daß der 14. Congreß deutſcher Volks⸗ 
wirthe, welcher in dieſen Tagen in Wien verſammelt war, die dahin 
abzielenden Reſolutionen des Wien angehörigen Referenten zum größ⸗ 
ten Theile verworfen hat. Es ſind zwar in Folge der Differenzirung 
der Frage nicht nur Privatſparcaſſen an ſich, ſondern, was wir leb⸗ 
haft bedauern, auch in der Form von Actiengeſellſchaften als zuläſſig 
erklärt worden, allein, was uns als die Hauptſache gilt, das Inſtitut 
der öffentlichen Sparcaſſen wurde in den Verhandlungen und Abſtim⸗ 
mungen ausdrücklich anerkannt. Gewiß mit Recht. Hier, wo es ſich 
darum handelt, d'e Capitalbildung jener Claſſen zu befördern welche 


zum Sparen herangezogen werden ſollen und die Fähigkeit ſelbſtſtändi⸗ 
ger Anlage und Verwaltung geringer Erſparniſſe nicht beſitzen, wo ſo⸗ 
mit das Poſtulat der größten Sicherheit und die Forderung einer 
uneigennützigen, weil von den Intereſſenten nicht controlirbaren Ver⸗ 
waltung in erſter Linie ſteht, da muß eine öffentliche Au“orität ein⸗ 
treten und die nöthigen Garantien ſchaffen. Wenn diesin der richtigen 
Weiſe geſchieht, nicht fo ſehr durch eine peinliche Beaufſichtigung als 
vielmehr durch unmittelbare Beſorgung der Verwaltung durch öffent 
liche Organe unter Haftung der betreffenden kleineren oder größeren 
politiſchen Verbände, dann vermag dieſer Umſtand ganz allein den 
Sparinſtituten ein begründetes Vertrauen zu verſchaffen, welches, was 
die Anregung zur Sparthätigkeit anbelangt, die bei Privatſparcaſſen 
möglicher Weiſe höhere Verzinſung reichlich aufwiegt. Der Staat mag 
die Fürſorge auf dieſem Gebiete immerhin zunächſt den kleineren Ver⸗ 
bänden überlaſſen, den Gemeinden, Bezirken, Ländern, er wird aber 
durch ſeine dieſen übergeordnete Macht dahin wirken, daß dieſe Selbſt⸗ 
thätigkeit wachgerufen und wacherhalten werde innerhalb ſeines ganzen 
Umfanges. Bei ſolchen auf gleicher Grundlage geſchaffenen Anſtalten 
muß ſich von ſelbſt eine Intereſſengemeinſchaft erzeugen, welche eine 
Verbindung derſelben zur Verwerthung der au einzelnen Orten über⸗ 
ſchüſſigen Kräfte, zur Befriedigung der von den iſolirten Anſtalten 
nicht zu bewältigenden Bedürfniſſe möglich macht, waͤhrend durch die 
Privatſpeculation entſtandene Schöpfungen, die nach localen Impulſen 
in verſchiedener Richtung ſich geſtalten, eine ſolche fo leicht herzuſtellen 
nicht im Stande ſind. Wenn unſer mit wenigen, großen Anſtalten 
ausgeſtattetes Sparcaſſenſyſtem das Inſtitut der. Sparcaſſenverbände 
in der Wirklichkeit nicht mehr ausgebildet hat, als unſere Geſetzgebung 
es gethan, jo muß es nun mit doppelter Kraft angeſtrebt werden, da 
es gilt, eine Maſſe von kleinen Sparinſtituten auszuſtreuen über alle 
Bezirke. Hier haben wir, um mit etwas ganz Coneretem zu ſchließen, 
einen Punkt, in dem wir mit dem Referenten des Congreſſes aus⸗ 
nahmsweiſe übereinſtimmen, und wir können nur bedauern, daß er 
auch dieſen zum Schluſſe fallen gelaſſen zu Gunſten jener unglücklichen, 
verſchwommenen Reſolution, welche den Sparcaſſen eine möͤglichſt 


mobile Anlage der geſammelten Gelder empfiehlt. 
Wien, im Auguſt 1873. Dr. Karl Hugelmann. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Nicht von Amts wegen, ſondern lediglich über Einſchreiten des Be⸗ 

ſitzers eines älteren von einem jüngeren Beſitzer theilweiſe ũberla⸗ 

gerten Freiſchurfes kann der jüngere Schurfbau für unbefugt er⸗ 
klärt und gelöſcht werden. 


Die drei Bergbauunternehmer A., B. und C. haben die gleich⸗ 
namigen Freiſchurfe erwirkt, von welchen A. der älteſte, B. der zweit⸗ 
älteſte und C. der jüngſte iſt und wobei der Schürfer B. ſeinen 
Schurfbau in dem von A überlagerten Kreisſegmente, dann der 
Schürfer C. ſeinen Schurfbau in dem vom B. überlagerten Kreis⸗ 
ſegmente angelegt hat. Der Freiſchürfer A. hat ungeachtet deſſen keine 
Schritte gemacht, vielleicht eben keinen Anlaß gefunden, gegen B. im 
Sinne des § 31 dis allgem. Berggeſetzes und des vorletzten Abſatzes 
des § 25 der Vollzugsvorſchrift zum a. B. G.“) aufzutreten und 
ebenſo ließ der Schürfer B. feinen Nachbar C. im ruhigen Beſitze 
feines Freiſchurfes. Im Verlaufe der Zeit gelangten die beiden Frei⸗ 
ſchurfe A. und B. in den Beſitz des Käufers D, welcher ſogleich bei 
der Bergbehörde um Löſchung des Freiſchurfes C. einſchritt und das 
diesfällige Anlangen damit begründete, daß deſſen Schurfbau im 
Kreiſe des älteren, fremden Freiſchurfes B. angelegt worden ſei. Ob⸗ 
gleich ſich aber auf Grund des gemäß $ 25 V. V. zum a. B. G. 
angeordneten commifftonellen Augenſcheines als unzweifelhaft heraus⸗ 
ſtellte, daß der Schurfbau des Freiſchurfes B. im Kreiſe des A. und 


9, §. 1 des allgem. Berggeſetzes: „Junerhalb eines horizontalen Kreiſes, 
'deſſen Halbmeſſer 224 Wiener Klafter beträgt und deſſen Mittelpunkt der Stand⸗ 
ort des Schurfzeichens ift (Schurfkreis). darf ein fremder Schurfbau nicht ange⸗ 
ſch agen werden.“ § 25, vorletzter Abſaß der Vollzugsvorſchrift vom 25. September 
1854: „Sollte der jüngere Schurfbau ſelbſt in den Kreis des älteren Freiſchürfers 
fallen, ſo wäre derſelbe als unbefugt zu erklären, in der Vormerkung zu löſchen und 
Bi: Entfernung des Schurfzeichens durch die zuſtehende politiſche Behörde zu ver⸗ 
Anlaſſen.“ 


147 


der Schurfbau des Freiſchurfes C. in jenem des B. lag, ſo prote⸗ 
ſtirte doch der Beſitzer C. gegen das Löſchungsbegehren, behauptete 
vielmehr, daß der Freiſchurf B. niemals rechtliche Giltigkeit gehabt 
habe, indem deſſen Schurfbau im Kreiſe eines älteren Freiſchurfes 
(A.) angelegt und daß daher der niemals zu Recht beſtandene Frei⸗ 
ſchurf B. 8 31 a. B. B. und § 25 V. V. zum a G. B. zu löſchen ſei — 
und argumentirte weiter, daß in Anbetracht der urſprünglichen Un⸗ 
giltigkeit des Freiſchurfes B. dem rechtlichen Beſtande des Frei⸗ 
ſchurfes C. nichts im Wege ſtehe, indem deſſen Schurfbau auf voll⸗ 
kommen freim Felde ſich befinde. Aus dieſem Grunde langte C. ſeiner⸗ 
ſeits um Löſchung des Freiſchurfes B. und um Anerkennung des 
rechtlichen Beſtandes des Freiſchurfes C. an. Bei der Berathung der 
zur Fällung des Erkenntniſſes berufenen Berghauptmannſchaft in K. 
blieb unter den verſchiedenen hierüber ausgeſprochenen Anſichten fol⸗ 
gende in der Majorität: „Der Freiſchurf B. ſei nach $ 31 a. B. G. 
und $ 25 V. V. zum a. B. G. bei dem Umſtande, als deſſen 
Schurfbau im älteren fremden Freiſchurfe A. eingelagert worden, 
ſchon zur Zeit der Erwirkung ungeſetzlich, ungiltig und als ſolcher 
nicht befähigt geweſen, jemals rechtliche Giltigkeit zu erlangen, daher 
die nachträglich erfolgte Vereinigung des Beſitzes der Freiſchürfe A. 
und B. in der Perſon des D. keinen Einfluß auf die Rehabilitirung 
des Freiſchurfes B. ausüben konnte; dagegen habe der Freiſchurf C., 
welcher in den Kreis des nun unziltigen, alſo nicht zu Recht beſtan⸗ 
denen Freiſchurfes B. gefallen ſei, als geſetzlich in voller Wirkſamkeit 
aufrecht zu verbleiben“. 5 N 

Das in dieſer Richtung geſchöpfte berghauptmannſchaftliche Er⸗ 
kenntniß wurde über den durch D. ergriffenen Recurs vom k. k. Acker⸗ 
bauminifterium unterm 3. März 1873, 3. 259, abgeändert und ent⸗ 


ſchieden, daß der Freiſchurf B. als zu Recht beſtehend anerkannt, dage⸗ 


gen der Freiſchurf C nach § 31 a. B. G. und $ 25 V. V. zum 
a. B. G. als ungiltig erklärt und zugleich angeordnet, denſelben über 
erfolgtes Einſchreiten des Freiſchurfheſitzers D. zu löſchen. 

Die Motive dieſer Entſcheidung waren folgende: 

„Nach § 22 des allgem. Berggeſetzes erlangt der Schürfer ein 
ausſchließliches Recht auf ein beſtimmtes Schurffeld, wenn er der 
Bergbehörde den Punkt anzeigt, an welchem er einen Schurfbau be⸗ 
ginnen und das Schurfzeichen zu ſetzen beabſichtigt. Der 8 31 allgem. 
B. G. erklärt näher, worin dies ausſchließliche Recht beſtehe, wie 
weit ſich dieſes erſtrecke und wie es gegen jeden fremden Freiſchurf ge⸗ 
wahrt werden könne; das Geſetz legt dem Freiſchürfer aber nicht die 
Pflicht auf, jeden anderen jüngeren Freiſchürfer, deſſen Schurfkreis theil⸗ 
weiſe in ſeinen älteren Freiſchurf fällt, aus dem Freiſchurfkreiſe weiſen 
zu müſſen. Der Freiſchürfer kann ja das ihm vom Geſetze eingeräumte 
Recht theilweiſe dem Nachbar abtreten. ihn in feinem Kreiſe dulden, 
ihm eine Servitut einräumen; er kann mit ihm in Geſellſchaft oder in 
ein anderes auf gemeinſame Arbeit, gemeinſamen Gewinn oder Verluſt 
zielendes Verhältniß treten und geſtatten, daß der Nachbar in dem frag⸗ 
lichen Kreisſegmente einen oder mehrere Baue anlege und betreibe. Nie⸗ 
mand könnte ein ſolches auf legaler Grundlage b ruhendes Rechtsver⸗ 
hältniß ſtören und ſicher hat es noch keine Vergbehörde unternommen, 
diesfalls ohne angebrachte Beſchwerde des älteren Freiſchürfers von Amts 
wegen einzuſchreiten und ohne Rückſicht auf die obwaltenden Verhält⸗ 
niffe, ja gegen den Willen und die Abſicht des älteren Beſitzers den jün⸗ 
geren Freiſchurf für ungiltig zu erklären und zu löſchen. Selbſt über Be⸗ 
ſchwerden darf eine ſolche Amtshandlung nicht unbedingt geſchehen und 
müſſen noch ehevor nach $ 25 V. V. zum a. B. G. Ausgleichsverhand⸗ 
lungen verſucht werden. Es kann daher der § 31 a. B. G. und der vor: 
letzte Abſatz des 8 25 V. V. zum a B. G. nach dem Geiſte des Geſetzes 
keine andere Bedeutung haben, als daß erſt über Einſchreiten des 
Beſitzers eines älteren, von einem jüngeren Schürfer 
theilweiſe überlagerten Freiſchurfes die Anwendung 
ber citirten Paragraphe ftattfinden könne, dort aber 
nicht ſtattfinden dürfe, wo die diesbezügliche Amtshand⸗ 
lung nicht begehrt wird. Daß der Beſitzer des älteren der beiden 
ſich ſchneidenden Freiſchürfe das Recht ausüben könne, einen benachbar⸗ 
ten Freiſchürfer neben ſich im Kreiſe zu dulden und ihm die Errichtung 
eines oder mehrerer Schurfbaue zuzugeſtehen, geht wohl auch aus § 26 
V. V. zum a. B. G. hervor, indem der Freiſchurfbeſitzer das ihm nach 
dieſem Paragraphe zuſtehende Recht, mehrere Baue im Schurfkreiſe zu 
betreiben, mit einem Nachbar theilen kann. Noch mehr fällt hiebei die 
Anordnung der §§ 190 bis 193 a. B. G. ins Gewicht, wonach der 
Bergbauunternehmer berechtigt iſt, einem anderen Bergbauberechtigten 
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freiwillig ($ 193) Servitutsrechte einzuräumen, ohne erſt den Zwang! wenn wir es auch als feftgeftellt annehmen wollen, daß fie in der Erkragsfähigkeit den 


der 88 191 und 195 a. B. G. abwarten zu müſſen. Das eben beſpro⸗ 
chene Verhältniß des ruhigen Beſtandes zweier ſich ſchneidenden Frei⸗ 
ſchürfe fand zwiſchen den urſprünglichen Beſitzern der Freiſchürfe A. 
und B. ſtatt, indem der Freiſchurfkreis des Letzteren in jenen des Er⸗ 
ſteren einſchnitt und in diefem Einſchnitte vom Beſitzer B. ungeſtört ein 
Schurfbau eröffnet und betrieben worden war; der ältere Freiſchürfer A. 
hat dagegen nicht proteſtirt und fo beſtaud nach dem Obenerwieſenen der 
jüngere Freiſchurf B. in voller Rechtsgiltigkeit; der aufrechte Beſtand 
der beiden Freiſchürfe A. und B dauerte aber auch nach dem Uebergang 
in den Befip des D. fort und wurde noch mehr dadurch befeſtigt, als der 
Fall des §S 26 V. V. zum a. B. G. eintrat und dem D. Gelegenheit 
gab, mehrere Freiſchürfe in demſelben Kreiſe rechtlich erwerben und be- 
treiben zu können. Mit dem Beſitze der Freiſchürfe A. und B. hat der 
Bergbanunternehmer D. zugleich das Recht erworben, jeden anderen 
fremden Freiſchurfbau aus feinem ausſchließlichen Schurfgebiete ferne 
halten zu laſſen und die Ungiltigkeitserklärung ſowie die Löſchung des 

jüngeren, feine Rechte ſtörenden Freiſchurfes durch die Bergbehörde zu 
bewirken. — Von dieſem Rechte hat der Bergbauunternehmer D. im 
vorliegenden Falle auf geſetzmäßigem Wege Gebrauch gemacht und konnte 
daher füglich auf der Löſchung des in feinem Freiſchurfe B. gelegenen 
jüngeren fremden Freiſchurfes C. beſtehen“. 

(Mitth. d. Ackerb.⸗Miniſt.) 


„ Titeratur. 


Janna ſch, R., Dr, der Muſterſchutz und die Gewerbepolitik des deutſchen Reiches. 
Gekrönte Preisſchrift. Berlin 1873, Lüderiß. 


Der mächtige Aufſchwung der Indnuſtrle in un ſeren Tagen hat auch die Frage 
der Reform des Muſter⸗ und Markenſchutzes und der Patentgeſetze wieder in Anre⸗ 
gung gebracht. In Betreff letzterer hat gerade in der letzten Zeit ein Congreß von her⸗ 
vorragenden Fachleuten ſein maßgebendes Votum vernehmen laſſen, das von der Ge⸗ 


ſetzgebung und Verwaltung ſicher nicht überhört werden wird. Die Reform des Mu⸗ 


ſter⸗ und Markenſchutzes fand eingehende Discuſſionen in den Verhandlungen deut⸗ 
ſcher und öſterreichiſcher Handelskammern. Nun tritt eine Autorität des Faches mit 
einer preisgekrönten Arbeit auch literariſch zu Gunſten des Muſter ſchutzes ein. 

Der Verfaſſer der zur Anzeige gebrachten Broſchüre, welche nur ein Theil der 
größeren preisgekrönten Arbeit desſelben iſt, unterſucht die Frage nach der ökonomiſchen 
juridiſchen Seite und auf Grund einer Vergleichung der dieefälligen Geſetzgebung 
Frankreichs, Belgiens, Englands, America's, Oeſterreichs und Rußlands und 
gelangt zu folgenden Reſultaten. 

Das Intereſſe der deutſchen Induſtrie erheiſcht ein Geſetz, welches das Ur⸗ 
hebereigenthum an Muſtern ſchützt. Dasſelbe muß ein Reichsgeſetz ſein und darf 
nicht der geſetzgeberiſchen Initiative der Einzelſtaaten überlaſſen bleiben. Der Muſter⸗ 
ſchutz muß auf alle Muſter, gleichviel ob dieſelben in der textilen Induſtrie oder in 
den tectoniſchen Gewerben zur Verwendung gelangen, ausgedehnt werden. Auch die 
Werke der bildenden Kunſt ſind im Intereſſe des Eigenthumsrechtes der Künſtler vor 
gewerbsmäßiger Nachahmung zü ſchützen. Die Ertheilung des Eigenthumsrechtes an 
Muſter iſt von deſſen Depoſition und Regiſtrirung abhängig zu machen. Dieſe er⸗ 
folgt bei einem Centralbureau, ähnlich wie in den vereinigten Staaten. Die Be⸗ 
ſtrafung der Verletzer des Muſterrechtes muß ſchnell erfolgen und ſtrenge ſein und 
kann in der Confiscation der imitirten Waare, der zur Herſtellung des Muſters be⸗ 
nutzten Werkzeuge, in Geld und Gefängniß beſtehen Die Schutzzeit muß fo weit aus⸗ 
gedehnt werden, daß der Unternehmer genügend Gelegenheit erhält durch Verkauf 
ſeiner Muſter einen hohen Unternehmergewinn zu erwerben, doch ſoll der Schutz nicht 
länger als 3 und höchſtens 5 Jahre währen. Die auf den Muſtern laſtenden Abga⸗ 
ben find auf eine geringe jährlich zu zahlende Taxe zu redueiren, wie fie z. B. in 
Frankreich beſteht; für das erſte Jahr wird dieſelbe ſofort bei der Einregiſtrirung des 
Muſters erhoben. 

Dle gut geſchriebene Broſchüre umfaßt in gedrängter Kürze ſo ziemlich das 
Wichtigſte, was über den Gegenſtand geſagt werden kann, und ſei demnach unſeren 
Leſern, welche ſich für die Frage intereſſiren, beſtens empfohlen. Dr. V. P. 


Notiz. 


(An bau der Zirbelkiefer.) Wenn der Landwirth heute ſeinem Boden 
viele nicht einheimiſche Pflanzen, und in vielen Fällen mit großem Vortheil anver⸗ 
traut, fo ift der Forſtwirth mit ſeltenen Ausnahmen fehr genügſam mit dem Anbau 


nicht einheimiſchen Holzarten nicht nachſtehen, weil uns die Beweiſe des Gegentheils 
nicht offen liegen, ſo dürfte doch die größere Schönheit des Waldes durch mannig⸗ 
faltige Abwechslung verſchiedener Holzpflanzen ſehr gehoben werden, ohne den Ertrag 
zu ſchmälern. Unſere Laubhölzer unterbrechen zwar die Einförmigkeit der Fichten: und 
Kieferwälder, laſſen aber noch immer eine Vervollkommnung der Waldzierde durch 
andere Nadelholzarten zu wünſchen übrig. Dazu dürfte ſich außer der Weihmuths⸗ 
kiefer (Pinus strobus) und der Lärche (Pinus larix) eben fo gut die Arve oder Zirbel⸗ 
kiefer (Pinus eembra) eignen. Obgleich der Baum des Hochgebirges, in Steiermark, 
Kärnten, Krain vorkommend, gedeiht ſie auch in der Ebene auf humoſem, lehmhalti⸗ 
gem und hinreichend tiefgründigem Boden ſehr gut, ja noch beſſer als auf Gebirgs⸗ 
boden, was erfahrungsmäßg feſtſteht. Denn auf dem bezeichneten Boden der Ebene. 
erreicht ſie mit 40 Jahren ſchon eine Stammſtärke von 1 Fuß Durchmeſſer, was wir 
für jedes Klima nicht verlangen wollen, aber vielleicht erwarten können, wenn wir 
wiſſen, daß die Arve in den Gebirgen 5 bis 6000 Fuß über der Meeresfläche gedeiht, 
alſo unſer Klima an den meiſten Orten gewiß nicht ſcheuen wird. Was die Güte des 
Holzes anbetrifft, fo ſteht die Arve in erfter Reihe. Dem Lärchenholz ähnlich, übertrifft 
ſie dieſes an Dauer da, wo ein ſteter Wechſel von Näſſe und Trockenheit vorkommt, 
dürfe ſich alſo beſonders zu Balken, Decken und Böden in Stallungen und zu Waſſer⸗ 
bauten vorzüglich eignen. Die Gebirgsbewohner benützen ſie vorzugsweiſe zu Möbel⸗ 
holz und zu Schnitzarbeit, welche letztere einen bedeutenden Handels artikel bildet. Als 
Brennholz iſt die Arve ſehr geſchätzt und übertrifft unfere Nadelholzarten an Heizkraſt, 
brennt lebhaft, ohne Kniſtern und Platzen, was unſer Fichtenholz ſo unliebſam macht. 
Die Früchte der Arve, kleine Nüſſe in den großen Zapfen, deren Schuppen wir oft auf 
Spielzeug begegnen, find genießbar und werden ſogar enthäutet zu Zuckerbäckerelen 
gebraucht, erfordern aber: keinen gebildeten Geſchmack, der durch das Harzige belei⸗ 
digt wird. Das aus ihnen bereitete Oel (4 Pfund Nüſſe geben ſchon 1 Pfund Oel) 
iſt recht wohlſchmeckend und zur Speiſebereitung geeignet. Dazu, ſowie zum rohen 
Genuß und zum Vogelfutter kommen dle Nüſſe weiter in den Handel. Können uns 
die beſprochenen Eigenſchaften dieſer Holzart beſtimmen, ſie in unſere Wälder, wenn 
auch nicht zu ganzen Beſtänden, ohne weitere Prüfung ihres Verhaltens in unſerem 
Klima und in der Ebene einzuführen, dann erziehen wir uns Pflanzen in Saatkäm⸗ 
pen, welche gegen zu große Einwirkung des Lichtes geſchützt ſein und eine friſche Bo⸗ 
denlage haben müſſen. Hier werden die Nüſſe in Rillen ¼ bis ¼ Zoll hoch mit hu⸗ 
moſer Erde, die wenig oder gar keine Lehmtheile enthalten darf, gedeckt, wo ſie ge⸗ 
wöhnlich, namentlich wenn der Snamen nicht ganz friſch iſt, ein Jahr über liegen, um 
im nächſten Frühjahre nach der Einſaat aufzugehen, indem fie die Nußſch alen in die 
Höhe ſchieben, was das Decken der Nüſſe mit nicht bindender Erde erfordert, um das 
Bilden einer harten Kruſte zu vermeiden. Da Mäuſe gefährliche Näſcher der Nüſſe 
find, jo find jene auf die thunlichſte Weiſe vom Kamp abz ihalten, was durch Ziehung 
eines 13 Zoll breiten und eben fo tiefen Grabens mit ſenkrechten Wänden rings um 
den Kamp oft genügt. Für Regenwaſſer muß der Graben guten Abzug haben, ſo daß 
er ſtets eine trockene Sohle hat, auf die man ſowie auf die Beete ſelbſt, Drainröh ren 
mit vergifteten Weizenkörnern legt. 1 Pfund Nüſſe, die man in allen renommirten 
Saamenhandlungen erhält, genügen für eine Quadratklafter Kamp. Da die Pflänz⸗ 
chen lange klein bleiben, bringe man fie zwei- oder dreijährig in den Pflanzkamp und 
dann fünf. oder ſechsjährig mit Ballen ins Freie, wo fie dann bald in raſches Wachs⸗ 
thum kommen. Wo jedoch viel Wild, namentlich Reh und Dammwild, vorhanden ift, 
dürfen die Pflanzen freilich erſt in dem Alter ins Freie kommen, in welchem der 
Höhetrieb dem Verbeißen nicht mehr ausgeſetzt iſt, denn die jungen Triebe der Arve 
ſind die größte Delicateſſe für dieſes Wild. W. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe und Vorſtandsvertreter des Rech» 
nungedepartements der niederöſterr. Finanzlandesdirection Johann Difhbaur 
anläßlich deſſen Penfionivung das Ritterkreuz. des Franz Joſeph Ordens verliehen. 

Seine Majeſtrt haben die Verſetzung des k. und k. Conſuls Rudolf Filek v. 
Wittinghauſen von Jaſſy nach Ibraila u. des k. und k. Conſuls Johann Han s⸗ 
wenzl von Ibraila nach Jaſſy geuehmiget. 

Seine Majeſtät haben dem in den Penſionsſtand tretenden Miniſterialrath 
im Finanzminiſterium Karl Hamppe die allerh. Zufriedenheit bekannt geben laſſen 
und die dadurch erledigte Miniſterialrathsſtelle dem dortigen Seelionsrathe Heinrich 
Auerhammer verliehen. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat eine bei der k. k. Univerſitäts⸗ 
bibliothek in Graz erledigte Amanuenſisſtelle dem Doctoranden der Rechte Joſeph 
Freih. v. Anders verliehen. N 

Der Finanzminiſter hat den kaiſ. Rath u. Rechnung srath beim Rechnungsde⸗ 
partement der niederöſterr. Sinanz-Landesdirection Caspar Zezulae zum Ober⸗ 
rechnungsrathe daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 
Concipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der n.⸗ö. Statthalterei, bis 
20. September. (Amtsbl. Nr. 205.) 
Bezirkshauptmannsſtelle für Niederöſterreich, bis 20. September. (Amtsbl. 


unſerer Kiefer und Fichte. Wenn auch dieſelben unſeren Anforderungen genügen, ] Nr. 205.) 


Drucker i der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Pi ſtori. 


